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Anhang I 
Auszug der zentralen rechtlichen Bestimmungen 
§ 2 WiEReG - Definition des wirtschaftlichen Eigentümers
§ 2. Wirtschaftlicher Eigentümer sind alle natürlichen Personen, in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle ein Rechtsträger letztlich steht, hierzu gehört zumindest folgender 
Personenkreis:

1. bei Gesellschaften, insbesondere bei Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 11, 13 und 14:

a) alle natürlichen Personen, die direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Aktien 
oder Stimmrechten (einschließlich in Form von Inhaberaktien) halten, ausreichend an der 
Gesellschaft beteiligt sind (einschließlich in Form eines Geschäfts- oder Kapitalanteils) oder 
die Kontrolle auf die Gesellschaft ausüben:

aa) Direkter wirtschaftlicher Eigentümer: wenn eine natürliche Person einen Anteil von 
Aktien oder Stimmrechten von mehr als 25 vH oder eine Beteiligung von mehr als 25 vH an 
der Gesellschaft hält oder eine natürliche Person oder mehrere natürliche Personen 
gemeinsam direkt Kontrolle auf die Gesellschaft ausüben, so ist diese natürliche Person oder 
sind diese natürliche Personen direkte wirtschaftliche Eigentümer. 

bb) Indirekter wirtschaftlicher Eigentümer: wenn ein Rechtsträger einen Anteil von Aktien 
oder Stimmrechten von mehr als 25 vH oder eine Beteiligung von mehr als 25 vH an der 
Gesellschaft hält und eine natürliche Person oder mehrere natürliche Personen gemeinsam 
direkt oder indirekt Kontrolle auf diesen Rechtsträger ausübt, so ist diese natürliche Person 
oder sind diese natürliche Personen indirekte wirtschaftliche Eigentümer der Gesellschaft. 

Wenn mehrere Rechtsträger, die von derselben natürlichen Person oder denselben 
natürlichen Personen direkt oder indirekt kontrolliert werden, insgesamt einen Anteil von 
Aktien oder Stimmrechten von mehr als 25 vH oder eine Beteiligung von mehr als 25 vH an 
der Gesellschaft halten, so ist diese natürliche Person oder sind diese natürlichen Personen 
wirtschaftliche Eigentümer. 

Ein von der oder den vorgenannten natürlichen Personen direkt gehaltener Anteil an Aktien 
oder Stimmrechten oder eine direkt gehaltene Beteiligung ist jeweils hinzuzurechnen. 

Oberste Rechtsträger sind jene Rechtsträger in einer Beteiligungskette, die von indirekten 
wirtschaftlichen Eigentümern direkt kontrolliert werden sowie jene Rechtsträger an denen 
indirekte wirtschaftliche Eigentümer direkt Aktien, Stimmrechte oder eine Beteiligung halten, 
wenn diese zusammen mit dem oder den vorgenannten Rechtsträger(n) das wirtschaftliche 
Eigentum begründen. Wenn der wirtschaftliche Eigentümer eine Funktion gemäß Z 2 oder Z 
3 ausübt, dann ist 
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der betreffende Rechtsträger stets oberster Rechtsträger. 

Der Begriff Rechtsträger im Sinne dieser Ziffer umfasst auch vergleichbare Rechtsträger im 
Sinne des § 1 mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland. 

Kontrolle liegt bei einem Aktienanteil von 50 vH zuzüglich einer Aktie oder einer 
Beteiligung von mehr als 50 vH, direkt oder indirekt gehalten, vor. Weiters ist Kontrolle 
auch bei Vorliegen der Kriterien gemäß § 244 Abs. 2 UGB oder bei Ausübung einer Funktion 
gemäß Z 2 oder Z 3 bei einem obersten Rechtsträger gegeben oder wenn die Gesellschaft 
auf andere Weise letztlich kontrolliert wird. Im Übrigen begründet ein Treugeber oder eine 
vergleichbare Person Kontrolle durch ein Treuhandschaftsverhältnis oder ein vergleichbares 
Rechtsverhältnis. 

b) die natürlichen Personen, die der obersten Führungsebene der Gesellschaft 
angehören, wenn nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten und sofern keine 
Verdachtsmomente vorliegen, keine Person nach lit. a ermittelt werden kann. Für die 
nachfolgend genannten Gesellschaften gilt:

aa) bei offenen Gesellschaften und Kommanditgesellschaften mit ausschließlich natürlichen 
Personen als Gesellschaftern gelten die geschäftsführenden Gesellschafter als 
wirtschaftliche Eigentümer, sofern keine Anhaltspunkte vorliegen, dass die Gesellschaft 
direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer anderer natürlichen Personen 
steht. 

bb) bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften gelten die Mitglieder der obersten 
Führungsebene (Vorstand) als wirtschaftlicher Eigentümer oder, sofern auch Geschäftsleiter 
eingetragen sind, nur die Geschäftsleiter als wirtschaftliche Eigentümer. 

cc) bei eigentümerlosen Gesellschaften gelten die natürlichen Personen, die der obersten 
Führungsebene angehören als wirtschaftliche Eigentümer, sofern keine Anhaltspunkte 
vorliegen, dass die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer 
anderer natürlichen Personen steht.

dd) bei Gesellschaften, über die ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde und das Gericht 
einen Masseverwalter bestellt hat, gilt der Masseverwalter als wirtschaftlicher Eigentümer, 
sofern keine oberste Führungsebene vorhanden ist.

2. bei Trusts, insbesondere bei Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 Z 17:

a) der/die Settlor/Trustor(en);
b) der/die Trustee(s);
c) der/die Protektor(en), sofern vorhanden;
d) die Begünstigten oder – sofern die Einzelpersonen, die Begünstigte des Trusts sind, noch 
bestimmt werden müssen – die Gruppe von Personen, in deren Interesse der Trust errichtet 
oder betrieben wird (Begünstigtenkreis); erhalten Personen aus
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dieser Gruppe Zuwendungen von dem Trust, deren Wert 2 000 Euro in einem Kalenderjahr 
übersteigt, dann gelten sie in dem betreffenden Kalenderjahr als Einmalbegünstigte; 
e) jede sonstige natürliche Person, die den Trust auf andere Weise letztlich kontrolliert.

3. bei Stiftungen, vergleichbaren juristischen Personen und trustähnlichen 
Rechtsvereinbarungen gemäß § 1 Abs. 2 Z 18, die natürlichen Personen, die gleichwertige 
oder ähnliche wie die unter Z 2 genannten Funktionen bekleiden; dies betrifft bei

a) Privatstiftungen (§ 1 Abs. 2 Z 12):

aa) die Stifter; 

bb) die Begünstigten, die Gruppe von Personen, aus der aufgrund einer gesonderten 
Feststellung (§ 5 PSG) die Begünstigten ausgewählt werden 
(Begünstigtenkreis) – erhalten Personen aus dieser Gruppe Zuwendungen der Privatstiftung, 
deren Wert 2 000 Euro in einem Kalenderjahr übersteigt, dann gelten sie in dem 
betreffenden Kalenderjahr als Einmalbegünstigte – oder bei Privatstiftungen gemäß § 66 
VAG 2016, Sparkassenstiftungen gemäß § 27a SpG, 
Unternehmenszweckförderungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 1 EStG 1988, 
Arbeitnehmerförderungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 2 EStG 1988 und Belegschafts- und 
Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 3 und 4 EStG 1988 stets den 
Begünstigtenkreis; 

cc) die Mitglieder des Stiftungsvorstands;

dd) sowie jede sonstige natürliche Person, die die Privatstiftung auf andere Weise letztlich 
kontrolliert.

b) bei Stiftungen und Fonds (§ 1 Abs. 2 Z 15 und 16):

aa) die Gründer; 

bb) die Mitglieder des Stiftungs- oder Fondsvorstands; 

cc) den Begünstigtenkreis;

dd) sowie jede sonstige natürliche Person, die die Stiftung oder den Fonds auf andere Weise 
letztlich kontrolliert.

Politisch Exponierte Person (PEP) 

§ 2 Z 6.FM-GwG Für die Zwecke dieses Bundesgesetzes bezeichnet der Ausdruck:

6. politisch exponierte Person: eine natürliche Person, die wichtige öffentliche Ämter
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ausübt oder ausgeübt hat; hierzu zählen insbesondere: 
a) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und Staatssekretäre; im 
Inland betrifft dies insbesondere den Bundespräsidenten, den Bundeskanzler und die 
Mitglieder der Bundesregierung und der Landesregierungen;

b) Parlamentsabgeordnete oder Mitglieder vergleichbarer Gesetzgebungsorgane; im Inland 
betrifft dies insbesondere die Abgeordneten des Nationalrates und des Bundesrates;

c) Mitglieder der Führungsgremien politischer Parteien; im Inland betrifft dies insbesondere 
Mitglieder der Führungsgremien von im Nationalrat vertretenen politischen Parteien;

d)Mitglieder von obersten Gerichtshöfen, Verfassungsgerichtshöfen oder sonstigen hohen 
Gerichten, gegen deren Entscheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, 
kein Rechtsmittel mehr eingelegt werden kann; im Inland betrifft dies insbesondere Richter 
des Obersten Gerichtshofs, des Verfassungsgerichtshofs und des Verwaltungsgerichtshofs;

e) Mitglieder von Rechnungshöfen oder der Leitungsorgane von Zentralbanken; im Inland 
betrifft dies insbesondere den Präsidenten des Bundesrechnungshofes sowie die Direktoren 
der Landesrechnungshöfe und Mitglieder des Direktoriums der Oesterreichischen 
Nationalbank;

f) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der Streitkräfte; im Inland sind 
hochrangige Offiziere der Streitkräfte insbesondere Militärpersonen ab dem Dienstgrad 
Generalleutnant;

g)Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatseigener Unternehmen; 
im Inland betrifft dies insbesondere Unternehmen bei denen der Bund mit mindestens 50 vH 
des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die der Bund alleine betreibt oder 
die der Bund durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische 
Maßnahmen tatsächlich beherrscht; bei Unternehmen an denen ein Land mit mindestens 50 
vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die ein Land alleine betreibt 
oder die ein Land durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische 
Maßnahmen tatsächlich beherrscht – sofern der jährliche Gesamtumsatz eines solchen 
Unternehmens 1 000 000 Euro übersteigt – der Vorstand bzw. die Geschäftsführung. Der 
jährliche Gesamtumsatz bestimmt sich nach den jährlichen Umsatzerlösen aus dem letzten 
festgestellten Jahresabschluss.
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h) Direktoren, stellvertretende Direktoren und Mitglieder des Leitungsorgans oder eine 
vergleichbare Funktion bei einer internationalen Organisation.
Keine der unter lit. a bis h genannten öffentlichen Funktionen umfasst Funktionsträger 
mittleren oder niedrigeren Ranges. Keine der unter litera a bis h genannten öffentlichen 
Funktionen umfasst Funktionsträger mittleren oder niedrigeren Ranges.

7. Familienmitglieder: insbesondere

a) den Ehegatten einer politisch exponierten Person, eine dem Ehegatten einer politisch 
exponierten Person gleichgestellte Person oder den Lebensgefährten im Sinne von § 72 Abs. 
2 StGB,den Ehegatten einer politisch exponierten Person, eine dem Ehegatten einer politisch 
exponierten Person gleichgestellte Person oder den Lebensgefährten im Sinne von 
Paragraph 72, Absatz 2, StGB,

b) die Kinder (einschließlich Wahl- und Pflegekinder) einer politisch exponierten Person und 
deren Ehegatten, den Ehegatten gleichgestellte Personen oder Lebensgefährten im Sinne 
von § 72 Abs. 2 StGB,die Kinder (einschließlich Wahl- und Pflegekinder) einer politisch 
exponierten Person und deren Ehegatten, den Ehegatten gleichgestellte Personen oder 
Lebensgefährten im Sinne von Paragraph 72, Absatz 2, StGB,

c) die Eltern einer politisch exponierten Person.

8. bekanntermaßen nahestehende Personen:
a) natürliche Personen, die bekanntermaßen gemeinsam mit einer politisch exponierten 
Person wirtschaftliche Eigentümer von juristischen Personen oder 
Rechtsvereinbarungen sind oder sonstige enge Geschäftsbeziehungen zu einer 
politisch exponierten Person unterhalten;
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Anhang II 
Beispiele zur Ermittlung des wirtschaftlichen 
Eigentümers 

Person 1 (>25% auf 1. Ebene) und Person 4 
(>25% auf 1. Ebene und >50% auf 2. Ebene) 
sind wirtschaftliche Eigentümer 

Person 1 (>25% auf 1. Ebene) sowie Person 
3 (>25% sowie >50% auf allen weiteren 
Ebenen) sind wirtschaftliche Eigentümer. 
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Anhang III 
Anforderungen an einen AML Letter 

• Dated and not older than 6 weeks; and
• Duly signed by the General Partner ("GP")/(Alternative Investment) Fund Manager ("FM")

according to the power of representation (including specification of the internal
document giving the FM/GP authorization to issue the AML Letter).

The AML Letter shall include at least the following information: 

1. General information
• Name and full registration address of the Fund(s), the FM/GP; and
• List of all licenses held by FM/GP and the Fund(s) as well as a list of their competent

supervisory authorities.
2. Information on ownership and control structure
• The FM/GP needs to provide information on the ownership and control structure of the

Fund(s), the FM and the GP; at least a negative statement regarding the following:
o No individual has directly or indirectly ownership, voting rights of 10 % or more, or control

by any other means in the Fund(s);
o No individual has directly or indirectly ownership, voting rights of 10 % or more, or control

by any other means in the GP;
o No individual has directly or indirectly ownership, voting rights of 10 % or more, or control

by any other means in the FM;
o There is no joint ownership/control in any way towards the Fund(s), GP and FM.

3. Information on AML programs
• List of applicable regulations for the prevention and detection of money laundering and

terrorist financing;
• Information regarding the Fund(s)' AML program includes the following:

o a declaration that the Fund(s) identifies and verifies Limited Partners while keeping records
of this information;

o the Fund(s) reviews sanction lists from the UN, EU, and OFAC to ensure that funds from
sanctioned individuals, entities, and countries are not accepted;

o the Fund(s) has implemented reasonable measures to verify the legitimacy of the source
of funds of Limited Partners;

o the Fund(s) monitors the Limited Partner activity for unusual transactions with the Fund(s)
and reports any suspicious activity to the competent authorities;

o the Fund(s) confirm that the compliance with its AML program is ensured through
appropriate control processes, and is regularly evaluated and adapted as necessary.

• The FM/GP has performed appropriate due diligence and has knowledge of the relevant
investments.

• The FM/GP confirms that a list of the Limited Partners is available at the registered
address of the FM/GP or Fund(s).

• The Fund(s) does not have and will not have any criminal origins, nor will it represent
proceeds from money laundering or any related primary offenses. Additionally, the
investments and profits generated from the Fund(s) will not be used for financing
terrorism.




